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§8
(1) Fahrlässig handelt auch, wer sich in bewußter 

Verletzung seiner Pflichten zum Handeln entscheidet 
und dadurch die im gesetzlichen Tatbestand bezeich- 
neten Folgen herbeiführt, ohne diese vorauszusehen, 
obwohl er sie bei verantwortungsbewußter Prüfung 
der Sachlage hätte voraussehen und bei pflichtgemä­
ßem Verhalten vermeiden können.

(2) Fahrlässig handelt auch, wer sich zur Zeit der 
Tat der Pflichtverletzung nicht bewußt ist, weil er in­
folge verantwortungsloser Gleichgültigkeit sich seine 
Pflichten nicht bewußt gemacht oder weil er sich auf 
Grund einer disziplinlosen Einstellung an das pflicht­
widrige Verhalten gewöhnt hat und dadurch die im 
gesetzlichen Tatbestand bezeichneten, bei pflichtgemä­
ßem Verhalten voraussehbaren und vermeidbaren 
schädlichen Folgen herbeiführt.

§56
Knüpft das Gesetz an eine besondere Folge der Tat 

eine höhere Strafe, so trifft diese den Täter nur, wenn 
er die Folge wenigstens fahrlässig herbeigeführt hat.

§9
Begriff der Pflichten

Pflichten im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die 
dem Verantwortlichen zum Zeitpunkt der Tat kraft 
Gesetzes, Berufs, Tätigkeit oder seiner Beziehungen 
zum Geschädigten zur Vermeidung schädlicher Folgen 
oder Gefahren obliegen oder die ihm daraus erwach­
sen, daß er durch sein Verhalten für andere Personen 
oder für die Gesellschaft besondere Gefahren herauf- 
beschwört.

Verantwortlichkeit für straferschwerende Umstände

§H
(1) Wird ein schwerer Fall einer vorsätzlichen Tat 

durch das Vorliegen besonderer objektiver Umstände 
begründet, sind sie dem Täter zur vorsätzlichen 
Schuld nur zuzurechnen, wenn sie ihm bekannt wa­
ren.

(2) Sieht ein Gesetz für die Begehung einer vorsätz- 
lchen Tat mit der fahrlässigen Herbeiführung schwe­
rer Folgen strengere Formen der Verantwortlichkeit 
vor, sind diese Folgen dem Täter nur zuzurechnen, 
wenn ihm die Umstände bekannt waren, aus denen sie 
entstanden sind oder wenn er sie auf andere Weise 
hätte voraussehen können.

§12
Sieht ein Gesetz für die Begehung einer fahrlässigen 

Tat, die mit der Herbeiführung besonders bezeich- 
neter schwerer Folgen verbunden ist, eine strengere 
Verantwortlichkeit vor, sind diese Folgen dem Täter 
nur zuzurechnen, wenn sich sein fahrlässiges Verschul­
den auch auf diese Folgen erstreckt.


